
Aktenzeichen: 3 AZR 55/90
Bundesarbeitsgericht 3• Senat Urteil vom 22. Mai 1990

- 3 AZR 55/90 -
I. Arbeitsgericht

Oldenburg
Urteil vom 12. August 
- 4 Ca 190/88 -

1988

II. Landesarbeitsgericht 
NiederSachsen

Urteil vom 6. Oktober 
- 12 Sa 1757/88 -

1989

Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse: Ja
Für das Bundesarchiv: Nein

Entscheidungsstichwort:
Berufungsbegründung durch Unterbevollmächtigten

Gesetz: ZPO § 519, § 88 Abs. 2, § 130 Nr. 6; ArbGG § 11 Abs. 2,
§ 64 Abs. 6; BGB § 164

Leitsätze:
1. Die Berufungsbegründung kann von einem beim Rechtsmit­
telgericht postulationsfähigen Rechtsanwalt, der in Unter­
vollmacht für einen anderen Rechtsanwalt handelt, unter­
zeichnet werden.
2. Der Unterbevollmächtigte muß sich als selbständig ver­
antwortlicher Bevollmächtigter zu erkennen geben; er darf 
nicht nur als Überbringer einer fremden Erklärung auftre- 
ten.
3. Ein Rechtsanwalt, der "für” einen anderen Rechtsanwalt 
die Berufung begründet, handelt erkennbar als Unterbevoll- 
mächt igter.
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3 AZR 55/90
12 Sa 1757/88 Niedersachsen
Verkündet am 22. Mai 1990

Im Namen des Volkes!

Bittner,
Amts inspektor
als Urkundsbeamterder Geschäftsstelle

Urteil
In Sachen

PP-

hat der Dritte Senat des Bundesarbeitsgerichts gemäß § 128 
Abs. 2 ZPO in der Sitzung vom 22. Mai 1990 durch den Vor­
sitzenden Richter Dr. Heither, die Richter Griebeling und
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Dr. Wittek sowie die ehrenamtlichen Richter Lichtenstein 
und Dr. Jesse für Recht erkannt:

1. Auf die Revision der Beklagten wird das 
Urteil des Landesarbeitsgerichts Nieder­
sachsen vom 6. Oktober 1989 - 12 Sa 
1757/88 - aufgehoben.

2. Die Sache wird zur anderweiten Verhand­
lung und Entscheidung, auch über die Ko­
sten der Revision, an das Landesarbeits­
gericht zurückverwiesen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d  :

Der Senat hat über die Zulässigkeit einer Berufung zu ent­
scheiden .

Der Kläger, der bei der Beklagten 1985 und 1986 beschäftigt 
war, hält eine Vereinbarung in seinem Arbeitsverhältnis für un­
wirksam. Diese Vereinbarung lautet:

"Für alle zukünftigen Forschungsergebnisse, die 
sich auf Blutegelinhaltsstoffe beziehen, bie­
tet Prof. Dr. Dr. F P eine weltweitausschließliche Option auf die Verwertung ein­
schließlich der Anmeldung von Schutzrechten an.
P kann diese Option im Einzelfall in­nerhalb einer Frist von 3 Monaten durch schrift­liche Erklärung ausüben. Erklärt P
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die Ausübung der Option, so werden die Parteien 
einen Lizenzvertrag zu marktüblichen Bedingun­
gen abschließen. Übt P die Option
nicht aus, ist Herr Prof. Dr. Dr. F in der 
Verwertung frei."

Der Kläger will festgestellt haben, daß diese Vereinbarung 
unwirksam ist.

Das Arbeitsgericht hat der Klage stattgegeben. Das Urteil 
wurde der Beklagten am 17. Oktober 1988 zugestellt. Der Prozeßbe­
vollmächtigte der Beklagten, Rechtsanwalt H aus 0

, legte am 15. November 1938 beim Landesarbeitsgericht in 
Hannover Berufung ein. Am 15. Dezember 1988 übermittelte der Pro­
zeßbevollmächtigte eine Berufungsbegründungsschrift mit seinem 
Briefkopf als Telekopie von einem Gerät der T AG 0

, mit der er gemeinsam einen TelefaxanSchluß unterhielt, an 
Rechtsanwalt W in Hannover. Rechtsanwalt W fügte auf der 
letzten Seite der ihm übermittelten Telekopie hinzu:

"für Rechtsanwalt H :"

Rechtsanwalt W unterschrieb diese Erklärung mit seinem 
Namen und stempelte mit dem Zusatz "Rechtsanwalt". Diese Teleko­
pie warf er am gleichen Tage in einem Briefumschlag in den Nacht- 
briefkasten des Landesarbeitsgerichts ein. Der Briefumschlag war 
an das Landesarbeitsgericht Niedersachsen gerichtet.

Das Landesarbeitsgericht hat die Berufung der Beklagten 
durch Urteil als unzulässig verworfen. Hiergegen richtet sich die 
Revision der Beklagten.

_ i} -JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


4

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  :

Die Revision der Beklagten ist begründet. Das Landesarbeits-
gerieht durfte die Berufung nicht als unzulässig verwerfen. Die 
Berufungsbegründung, die innerhalb der Berufungsbegründungsfrist 
am 15» Dezember 1988 beim Landesarbeitsgericht eingegangen ist, 
entsprach der gesetzlich vorgeschriebenen Form (§ 64 Abs. 6 ArbGG 
in Verb» mit § 519 ZPO). Sie war von einem Rechtsanwalt als Pro­
zeßbevollmächtigtem unterschrieben (§ 11 Abs. 2 ArbGG in Verb, 
mit § 130 Nr. 6 ZPO).

1. Rechtsmittelbegründungsschriften können in Untervollmacht 
von jedem be im Rechtsmittelgericht postulationsfähigen Rechtsan­
walt , auch von einem in Untervollmacht für einen anderen Rechts­
anwalt handelnden Rechtsanwalt, unterzeichnet werden (BAGE 3, 55 
= AP Nr. 10 zu § 11 ArbGG 1953; Urteil vom 26. Juli 1967 - 4 AZR 
172/66 - AP Nr. 11 zu § 518 ZPO; Urteil vom 30. Mai 1978 - 1 AZR 
664/75 - AP Nr. 42 zu § 518 ZPO = BB 1978, 1573; RGZ 65 a.F. (=
15 n.F.), 81 ff.; vgl. BGH Beschluß vom 19. Februar 1976 - VII ZB 
1/76 - MDR 1976, 569 f.; Beschluß vom 21. April 1966 - VII ZB 
2/66 - NJW 1966, 1362; vgl. auch LG Trier, Urteil vom 8. November 
1952 - I S  322/52 - NJW 1953, 426 f. mit zust. Anm. Berg ebenda; 
Baumbach/Lauterbach/Albers/Hartmann, ZPO, 48. Auf1., § 518 
Anm. 1 B b).

Der Unterbevollmächtigte muß sich für das Rechtsmittelge­
richt als selbständig verantwortlicher BevoIlmächtigter zu erken­
nen geben. Dadurch unterscheidet er sich von einem Boten, dem
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wirken unmittel-
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Überbringer einer fremden Erklärung. Erklärungen 
bar für und gegen den Vertretenen nur dann, wenn der Vertreter 
sie im Namen des Vertretenen abgibt (§ 164 Abs. 1 und 2 BGB)
(BAGE 3, 55 = AP Nr. 10 zu § 11 ArbGG 1953; Urteil vom 30. Mai 
1978 - 1 AZR 664/75 - AP Nr. 42 zu § 518 ZPO; zuletzt Beschluß 
vom 11. August 1987 - 7 AZB 17/87 - AP Nr. 54 zu § 518 ZPO; RGZ 
65, 81 ff.; BGH Beschluß vom 5. November 1987 - V ZR 139/87 - NJW 
1988, 210, mit weiteren Nachweisen).

2. Das Landesarbeitsgericht mußte davon ausgehen, daß Rechts­
anwalt W Untervollmacht hatte. Tritt ein Bevollmächtigter als 
Rechtsanwalt auf, hat das Gericht den Mangel der Vollmacht nur 
zu prüfen, wenn der Gegner dies rügt (§ 88 Abs. 2 ZPO).

Rechtsanwalt W ist auch erkennbar als Unterbevollmächtig­
ter aufgetreten. Er hat "für Rechtsanwalt H " unterschrie­
ben . Wer als Rechtsanwalt für einen anderen Rechtsanwalt unter- 
schreibt, gibt eine Erklärung für diesen ab. Die Beklagte weist 
mit Recht darauf hin, daß die Formulierung "für" in der Regel das 
Handeln eines Vertreters anzeigt. Zudem vermerkt das Landesar­
beitsgericht in der Niederschrift über die mündliche Verhandlung 
selbst, daß "für die Beklagte" Rechtsanwalt H erschienen
sei und Erklärungen abgegeben habe. Die gleiche Formulierung ver­
wendet der Senat in seinen Niederschriften über mündliche Ver­
handlungen, wenn Rechtsanwälte als Unterbevollmächtigte anderer 
Rechtsanwä1te auftreten. Mit diesem Hinweis distanziert sich der 
Unterbevollmächtigte nicht von den Erklärungen in der Berufungs­
begründung. Er weist nur auf die Tatsache seiner Unterbevollmäch- 
tigung hin.
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als Unterbevollmächtig-
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Zweifel daran, daß Rechtsanwalt W 
ter des Rechtsanwalts H die Berufung begründet hat, er­
geben sich auch nicht aus den vom Berufungsgericht erörterten 
weiteren Umständen. Richtig ist, daß Zweifel am Auftreten als 
Unterbevollmächtigter nicht dadurch entstehen dürfen, daß der 
Rechtsanwalt sich vom Inhalt einer Rechtsmittelschrift distan­
ziert und für diese keine Verantwortung übernehmen will (vgl. BAG 
Urteil vom 26. Juli 1967 - 4 AZR 172/66 - AP Nr. 11.zu § 518 ZPO, 
mit zust. Anm. von Wieczorek; BGH Beschluß vom 5. November 1987
- V ZR 139/87 - NJW 1988, 210 f. für den Fall, daß ein Rechtsan­
walt "im Auftrag" statt "in Vertretung" unterzeichnet; RGZ 65,
81, 82, 85 für den Fall, daß ein Rechtsanwalt neben seiner Unter­
schrift vermerkt "Verfasser Rechtsanwalt F. München"; vgl. aus 
der Literatur noch Baumbach/Lauterbach/Albers/Hartmann, ZPO,
48. Aufl., § 518 Anm. 1 B b; Wieczorek, ZPO, 2. Aufl., § 129 
Rz A II b 2; Thomas/Putzo, ZPO, 15. Aufl., § 519 Anm. 3 Nr. 2).

Die Umstände, die das Landesarbeitsgericht anführt, recht- 
fertigen nicht die Annahme, Rechtsanwalt W habe sich von der 
Berufungsbegründung distanziert und seine Verantwortung einge­
schränkt. Wenn er für Rechtsanwalt H eine Erklärung abge­
ben wollte, brauchte er dessen auf dem Schriftsatz mitkopierte 
Unterschrift nicht zu löschen. Hinweise auf den sachbearbeitenden 
Verfasser sind unschädlich (BAG Beschluß vom 11. August 1987
- 7 AZB 17/87 - AP Nr. 54 zu § 518 ZPO). Mit der Einreichung ei­
ner weiteren Berufungsbegründungsschrift durch Rechtsanwalt H

kann Rechtsanwalt W ebenfalls nicht zum Ausdruck ge­
bracht haben, er wolle sich von der Berufungsbegründungsschrift 
distanzieren und seine Verantwortung einschränken.
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3. als Unterbevoll-
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Es ist unschädlich» daß Rechtsanwalt W 
raächtigter weder im Schriftsatz noch auf dem Briefumschlag seine 
ladungsfähige Anschrift dem Landesarbeitsgericht mitgeteilt hat­
te . Der Berufungskläger braucht nicht einmal die ladungsfähige 
Anschrift des Berufungsbeklagten oder dessen Prozeßbevollmäch­
tigten anzugeben (BAGE - GS - 53» 30 = AP Nr. 53 zu § 518 ZPO; 
BGHZ 65» 114 = AP Nr. 32 zu § 518 ZPO). Fehlende Angaben über die 
Anschrift eines Unterbevollmächtigten haben auf den Ablauf des 
Verfahrens keinen Einfluß. Schützenswerte Interessen des Gegners 
werden nicht verletzt.

4• Der Senat kann in der Sache selbst nicht entscheiden. Das
Landesarbeitsgericht hat die Behauptungen der Parteien noch nicht 
gewürdigt.

Dr. Heither Griebeling Dr. Wittek
Lichtenstein Dr. Jesse
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